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Service Public und Wettbewerb
Das neue Postgesetz bestätigt den Grundversorgungsauftrag der Post – Die Umsetzung bringt Schwierigkeiten mit sich
Helmut Dietl, egon Franck 
 unD urs meister
Während in den meisten Ländern Europas die vollständige Öff-nung des Postmarktes bis Ende 
2010 umgesetzt sein soll, sieht das vom 
Bundesrat vorgelegte Postgesetz diesen 
Schritt in der Schweiz frühestens 2013 vor. 
Ein Grund für das zögerliche Vorgehen ist 
die Sorge um den Service Public, der auch 
als Grundversorgung bezeichnet wird. 
Diese wird mit der Erreichbarkeit von 
Poststellen und Briefkästen, Qualitätszie-
len punkto Lieferzeiten sowie einheitli-
chen und distanzunabhängigen Tarifen in 
Verbindung gebracht. Abgelegene Regio-
nen, wo die Kosten der Zustellung höher 
sind, sollen nicht benachteiligt werden.
Um die Grundversorgung im liberali-
sierten Markt sicherzustellen, kann der 
vormalige Monopolist mit deren Erbrin-
gung beauftragt werden. Weil jedoch die 
Konkurrenten keinen solchen Auftrag ha-
ben, hätten sie Wettbewerbsvorteile. Der 
Nachteil der Post kann entweder durch 
eine finanzielle Entschädigung des Grund-
versorgungsauftrages und/oder durch eine 
Lenkungsabgabe bei den Konkurrenten 
ausgeglichen werden. In Finnland z. B. 
muss eine solche Abgabe von Unterneh-
men bezahlt werden, die ihre Aktivitäten 
auf dicht besiedelte und damit wirtschaft-
lich attraktive Regionen beschränken, 
während sie Briefsendungen in abgele-
gene Gebiete dem Erbringer der Grund-
versorgung überlassen. Die Abgabe kann 
bis zu 20% des Umsatzes betragen. Mit 
den Erträgen wird jedoch kein Fonds zur 
Finanzierung des Service Public geäufnet. 
Vielmehr soll der relative Vorteil der Unter-
nehmen ohne Service-Public-Verpflich-
tung aufgehoben werden. Obschon Finn-
land bereits 1993 seinen Briefmarkt voll-
ständig öffnete, hat sich bis heute kein 
Wettbewerber etabliert. Das Problem der 
Abgabe ist augenfällig: ist sie zu hoch, re-
sultiert ein einseitiger Wettbewerbsvorteil 
für den Universaldienstleister.
Strategische Aspekte
Auch in der Schweiz ist die Vergabe eines 
Grundversorgungsauftrags an die Post 
vorgesehen. Er enthält neben distanzun-
abhängigen Tarifen auch die Verpflich-
tung, mit einem Netz von Poststellen die 
Grundversorgung zu gewährleisten. Vor-
gaben hinsichtlich Qualität bzw. Erreich-
barkeit der Zugangspunkte sollen konkre-
tisiert werden. Doch diese Qualitätsvorga-
ben stellen ein kritisches Element dar. 
Durch die Festlegung der Erreichbarkeit 
der Zugangspunkte wird das (kostenin-
tensive) Poststellennetz definiert.
Daher sind bei der Netzoptimierung 
der Post enge Grenzen gesetzt. Und da sie 
auch einen Grundversorgungsauftrag für 
den Zahlungsverkehr hat, resultieren zu-
dem höhere Anforderungen an die Sicher-
heitsstandards. Der Grundversorgungs-
auftrag ist mit Kosten verbunden, für die 
die Post zu Recht Entschädigung fordert. 
Die faire Kompensation ergibt sich aus der 
Differenz des Betriebsergebnisses der Post 
unter Konkurrenzbedingungen ohne Ver-
pflichtung für die Grundversorgung und 
dem Ergebnis mit Verpflichtung.
Tatsächlich sieht das Gesetz vor, dass 
die Post eine Abgeltung fordern kann, 
wenn der Grundversorgungsauftrag zu 
Nettokosten führt. In der Praxis ist diese 
Berechnung komplex, der Regulator muss 
Erwägungen über die optimale Strategie 
mit und ohne Grundversorgungsauftrag 
anstellen. Und mit der Marktöffnung 
nimmt die Komplexität zu. So muss das 
Poststellennetz ähnlich wie bei Banken als 
Filialnetz betrachtet werden. Ein enges 
Netz induziert auch strategische Markt-
vorteile. Dennoch hat die Post Anreize, 
das betriebsoptimale Netz gegenüber dem 
Regulator zu unterschätzen, um die Ent-
schädigung für die vermeintlich unnöti-
gen Poststellen zu erhöhen. Der Regulator 
muss daher bei der Definition des be-
triebsoptimalen Poststellennetzes eine 
«Punktlandung» vollführen, damit er sich 
wettbewerbsneutral verhält.
Neudefinition erforderlich 
Je grösser der Service Public, desto schwie-
riger ist diese «Punktlandung». Aus wett-
bewerblicher Sicht muss man folgern, 
dass eine Beschränkung des Service Pub-
lic wettbewerbsfördernd wirkt. Dabei wäre 
abzuwägen, welche «Qualitätseinbussen» 
im Gegenzug, beispielsweise durch den 
Wegfall der Vorgaben zum Poststellennetz 
(das heute in der Schweiz sehr engma-
schig ist, vgl. Grafik) oder die Aufgabe des 
Einheitstarifs entstehen.
Umgekehrt muss aufgrund veränder-
ter Kommunikationstechnologien eine 
Neudefinition des Service Public im Post-
bereich in Betracht gezogen werden. Im 
Zahlungsverkehr beispielsweise existiert 
bereits heute ein enges Netz von (Kanto-
nal-) Bankfilialen. Zudem werden Zahlun-
gen vermehrt elektronisch ausgeführt. 
Durch die erhöhte Substitution zwischen 
Dienstleistungen der Post einerseits und 
dem Internet anderseits kommt es letzt-
lich sogar zu einer Überschneidung mit 
dem Grundversorgungsauftrag der Swiss-
com, der seit 2008 zusätzlich einen Breit-
band-Internetzugang mit einer Übertra-
gungsrate von 600/100 Kbit/s vorsieht.
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Während in den meisten Ländern Aller-
spätestens seit dem Fall USA versus UBS 
ist offensichtlich, dass Bankgeschäfte mit 
und für Kunden mit Domizil Ausland mit 
speziellen Risiken verbunden sind. Nicht 
nur Kunden, sondern auch Banken und 
ihre Berater sind verunsichert. Die Kun-
denberater suchen konkrete Hilfestellun-
gen und Handlungsanweisungen in der 
Selbstregulierung, die vom Branchenver-
band gestaltet und der Aufsicht mitgetra-
gen wird.
Auch Verbote
Die «Vereinbarung über die Sorgfalts-
pflicht bei der Entgegennahme von Gel-
dern und die Handhabung des Bankge-
heimnisses» (VSB) hat von Beginn an 
nicht nur Gebote für die Institute um-
schrieben, sondern auch die Verpflich-
tung, gewisse Handlungen zu unterlassen. 
So findet sich bereits in der Fassung von 
1977 in Art. 8 die Umschreibung des Ver-
bots, aktive Beihilfe zur Kapitalflucht zu 
leisten. In Art. 9 wird das Verbot der akti-
ven Beihilfe zur Steuerhinterziehung und 
dergleichen geregelt.
Bei beiden Normen findet sich eine 
Aufzählung unzulässiger Vorgehenswei-
sen. Beide Bestimmungen sind über die 
Zeit – von semantischen Änderungen ab-
gesehen – gleich geblieben. Einzig die 
Nummerierung ist nicht mehr gleich 
(heute Art. 7 und 8 der VSB); zur Frage des 
Verbots der aktiven Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung wurde in der Fassung von 1998 
das Verbot hinzugefügt, den Kunden bank-
eigene Konti zur Verfügung zu stellen, so-
fern es dem Kunden eine Verkürzung ge-
schuldeter Fiskalabgaben ermöglicht.
Bankiervereinigung und Bankenauf-
sicht haben sich in 32 Jahren nicht veran-
lasst gesehen, die Verbote neu zu würdi-
gen und auszugestalten. Das ist aus ver-
schiedenen Gründen erstaunlich. Erstens 
bildet die Frage der Steuerhinterziehung 
nicht erst seit heute Gegenstand von Dis-
kussionen in Europa (und es ist seit lan-
gem offenkundig, dass die schweizerische 
Unterscheidung zwischen Hinterziehung 
und Betrug nicht verstanden und akzep-
tiert wurde). Zweitens wird die VSB von 
den Instituten als Handlungsdirektive ver-
wendet, und drittens setzte sich die Eidg. 
Bankenkommission EBK (heute Teil der 
Finma, Aufsichtsbehörde) 2003 mit ein-
zelnen Fragen auseinander, ohne dass 
diese Ausführungen weiteren Nieder-
schlag fanden.
Die EBK hat 2003 in einem Schreiben 
zuhanden der Schweizerischen Bankier-
vereinigung einige Präzisierungen zu 
grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
angebracht. Es ging dabei vor allem um 
den Geldverkehr für Kunden und um die 
Kundenakquisition.
Die Aufsichtsbehörde hat festgehalten, 
dass für Schweizer Institute nach schwei-
zerischer Rechtsauffassung so lange kein 
Verbot der Annahme unversteuerter Gel-
der besteht, als es sich nicht um solche 
handelt, die in Zusammenhang mit einem 
Abgabebetrug stehen oder die aus einem 
anderen Verbrechen stammen. In Deutsch-
land ist die Rechtslage eine andere: Wer 
hinterzogene Gelder annimmt, transpor-
tiert usw., kann sich der Geldwäscherei 
schuldig machen.
Was die ausländischen aufsichtsrecht-
lichen Vorschriften anbelangt, so verlange 
das schweizerische Aufsichtsrecht von 
den ihr unterstellten Instituten nicht aus-
drücklich, dass diese umfassend eingehal-
ten werden. Die EBK wies im gleichen 
Schreiben zum einen darauf hin, dass bei 
einer allfälligen Präsenz im Ausland die 
Nichteinhaltung lokaler Vorschriften den 
Entzug der entsprechenden dortigen Be-
willigung nach sich ziehen könne.
Zum anderen fügte sie bei, dass ent-
sprechendes Verhalten für die schweizeri-
schen Institute «beträchtliche rechtliche 
und reputationelle Risiken darstellen. Da-
rüber hinaus besteht die Gefahr, dass dem 
Ruf des Finanzplatzes Schweiz insgesamt 
nachhaltig geschadet wird. Schliesslich 
gehen auch die reisenden Mitarbeiter der 
Institute rechtliche Risiken ein.»
Und jetzt?
Weiter wurde festgehalten, dass mit dem 
Gewährserfordernis nicht vereinbar sind 
sowohl die Zur-Verfügung-Stellung von 
Nostro-Konten für grenzüberschreitende 
Transaktionen im Rahmen von Bargeld-
bezügen oder Bargeldeinzahlungen durch 
Kunden zwecks Minimierung des Entde-
ckungsrisikos (von Transaktionen, die ge-
mäss ausländischer Gesetzgebung Geld-
wäscherei darstellen könnten) als auch 
die aktive Hilfe von Institutsmitarbeiten-
den im Ausland zu diesem Zweck.
Es versteht sich von selbst, dass einige 
Staaten, die sich auf die Schweiz stürzen, 
besser ihre eigenen Steuerfluchtorte («Oa-
sen») betrachten würden. Das ändert aber 
nichts daran, dass es international über-
haupt nicht sinnvoll ist, wenn eine Bank 
sich im Kontext der Steuerfragen darauf 
berufen will, sie habe sich gemäss der VSB 
verhalten. Die Selbstregulierung bildet 
keinen Rechtfertigungsgrund, sondern 
eher eine Gefahr, indem nämlich eine 
Handlungssicherheit vorgegaukelt wird, 
die es so für die einzelne Bank und ihre 
Mitarbeitenden gar nicht (mehr) gibt.
Definitionsmacht verloren
Die VSB prägt das Unrechtsbewusstsein 
der Banken: Was nicht verboten ist, gilt als 
erlaubt. Ein Blick auf Deutschland sollte 
Warnung und Anlass sein, die Selbstregu-
lierung endlich einer Renovation zu unter-
ziehen oder im Bereich der Steuerhinter-
ziehung überhaupt darauf zu verzichten: 
Dort befassen sich Gerichte mit der Frage, 
ob Bankmitarbeiter für die Steuerschul-
den der von ihnen entsprechend berate-
nen Kunden haften müssen. Die Defini-
tionsmacht in Fragen der Steuerhinterzie-
hung ist dem Finanzplatz Schweiz und 
den Standes- und Aufsichtsorganisatio-
nen längst entglitten.
Monika Roth, Prof. Dr. iur., ist Mitinhabe-
rin der Kanzlei roth schwarz roth in  
Binningen sowie Studienleiterin des DAS 
Compliance Management am IFZ Zug 
(Hochschule Luzern).
Selbstregulierung punkto Steuerhinterziehung überdenken
Standesregeln der Banken über 30 Jahre lang wenig angepasst – Vereinbarung zur Sorgfaltspflicht gaukelt Handlungssicherheit vor
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Mit einem Grundversorgungsauftrag sollen abgelegene Poststellen durch die Öffnung des Postmarktes nicht benachteiligt werden.
Die Volkswirtschaft 
Mit diesem Artikel wird die Serie fort-
gesetzt, in deren Rahmen «Finanz und 
Wirtschaft» einen Beitrag aus der Zeit-
schrift «Die Volkswirtschaft» des Seco 
in gekürzter Form vorab veröffentlicht. 
Selbstregulierung der Banken
Bei der Selbstregulierung geht es um  
eine Ergänzung oder eine Alternative 
(einen Ersatz) zur staatlichen Gesetzge-
bung. Die Selbstregulierung der Schwei-
zer Banken durch Standesregeln, auch 
Richtlinien und Verhaltensregeln genannt, 
hat Tradition. Als Prototyp gilt die aus 
dem Jahr 1977 stammende Vereinbarung 
über die Standesregeln zur Sorgfalts-
pflicht der Banken (VSB 77), ein Regel-
werk, das seither etwa alle fünf Jahre revi-
diert worden ist.
       Das System der Selbstregulierung ist 
umstritten. Gründe dagegen sind Schat-
ten von interessenkonflikten sowie Fragen 
hinsichtlich Geltung und Durchsetzung. 
Rechtsprofessor Peter Böckli hat in diesem 
Zusammenhang von der Gefahr von domi-
nierendem Eigeninteresse als «Versuchun-
gen zünftlerischen Eigeninteresses» ge-
sprochen. Mit der Frage von interessen 
und Konflikten verbunden ist der Hinweis 
auf die sogenannte Regulatory-Capture-
Theorie. Mit ihr ist die «Befürchtung, Regu-
lierungsbehörden seien aufgrund ihrer 
Nähe zu der von ihnen» regulierten und 
«kontrollierten industrie besonders anfäl-
lig für Korruption und Unterwanderung 
durch die private Wirtschaft» gemeint. Die 
Angelsachsen sprechen in diesem Kon-
text von einer Cosy Relationship.
        Die Schweizerische Bankiervereinigung 
wurde 1912 gegründet, mit Sitz in Basel. Sie 
bezweckt die interessenwahrung für die An-
bieter von Finanzdienstleistungen, die 
Selbstregulierung namentlich zum Schutz 
der Ein- und Anleger sowie die Förderung 
des Finanzplatzes Schweiz.  ro
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Poststellen und Agenturen pro 100 000 Einwohner
Poststellennetze im internationalen Vergleich
0
10
20
30
40
50
60
70
80
